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Vorlage zur verdeckten Ermittlung wird unterstützt  
 

Solothurn, 13. September 2011 – Der Regierungsrat begrüsst in seiner 

Vernehmlassungsantwort an das Bundesamt für Justiz die parlamen-

tarische Initiative, welche den Anwendungsbereich für verdeckte Er-

mittlung präzisiert. Er regt an, die Definitionen der verdeckten Fahn-

dung auf Erweiterungsmöglichkeiten zu überprüfen. 

 

Der Regierungsrat begrüsst die Stossrichtung der Initiative. Mit dem vorge-

schlagenen Gesetzestext wird der Begriff der so genannten «verdeckten Er-

mittlung» klar definiert und eine Abgrenzung zu anderen verdeckten Ein-

satzarten innerhalb der Strafprozessordnung ermöglicht. Der Regierungsrat 

stellt als Folgearbeit in Aussicht, im kantonalen Polizeigesetz Regelungen für 

die «verdeckte Vorermittlung» zu definieren, welche im Vorfeld eines Straf-

verfahrens erfolgt. 

 

Hinsichtlich der neuen Bestimmungen regt er an, zu prüfen, ob der Begriff 

der verdeckten Fahndung zu erweitern sei. So sind aus seiner Sicht die vorge-

schlagenen Gesetzesnormen nicht darauf abgestimmt, verdeckte Einsätze un-

ter anderem zur Bekämpfung des Enkeltrickbetruges, der Kriminalität im In-

ternet oder des Drogenkleinhandels zu legitimieren. Weil der Begriff der 

Fahndung heute andere Polizeitätigkeiten umschreibt, schlägt er vor, nach 

einer alternativen Bezeichnung zu suchen. 

 

 

Staatskanzlei 

Information  

Rathaus 

4509 Solothurn  

Telefon 032 627 20 70  

Telefax 032 627 21 26  

kanzlei@sk.so.ch 

www.so.ch 


